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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Die totalrevidierte Bundesverfassung soll, wenn es nach dem Willen des Bundesrates
geht, ein deutliches Bekenntnis zur Sozialstaatlichkeit enthalten. Das Gewicht, das der
Sozialpolitik zukommt, wird dadurch unterstrichen, dass der Artikel über die Sozialziele
(Art. 33 VE 96) ein eigenständiges Kapitel der neuen Verfassung bildet. Explizit erwähnt
und präzisiert werden die Themen soziale Sicherheit, Gesundheit, Arbeit, Wohnen,
Bildung und Jugend. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.1996
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein von mehreren Parlamentarierinnen und Parlamentariern
aller Bundesratsparteien unterzeichnetes Postulat Ratti (cvp, TI), welches anregte, zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit die Arbeitskosten dadurch zu senken, dass die
Sozialabgaben der Arbeitgeber durch eine andere Finanzierung (beispielsweise über
die Mehrwertsteuer oder eine Ressourcensteuer) ersetzt würden. 2

POSTULAT
DATUM: 20.06.1997
MARIANNE BENTELI

Im Oktober 2019 publizierte der Bundesrat die Botschaft für ein neues Bundesgesetz
für Überbrückungsleistungen (ÜL) für ältere Arbeitslose. Solche
Überbrückungsleistungen sollen Personen erhalten, die nach vollendetem 60. Altersjahr
aus der ALV ausgesteuert werden, mindestens während 20 Jahren mit einem
Mindesteinkommen von CHF 21'330 in der AHV versichert sind – davon mindestens 10
der letzten 15 Jahre vor der Aussteuerung –, die ein Vermögen unter CHF 100'000
(respektive 200'000 bei Ehepaaren) besitzen und keine IV- oder AHV-Rente beziehen.
Somit sollen vor allem Personen unterstützt werden, die «in erheblichem Umfang
erwerbstätig waren», aber kein grosses Vermögen besitzen. Mit der bisherigen Regelung
müssten diese Personen ihre Vermögen sowie häufig ihre Altersguthaben aus zweiter
und dritter Säule aufbrauchen, bevor sie sich bei der Sozialhilfe anmelden könnten,
erklärte der Bundesrat. Diese Vorlage sei nun Teil eines neuen Massnahmenpakets für
die Verbesserung der Arbeitsmarktfähigkeit älterer Personen. Die ÜL sollen mit zwei
Ausnahmen gleich berechnet werden wie die Ergänzungsleistungen, also als Differenz
zwischen den anerkannten Ausgaben und den anrechenbaren Einnahmen einer Person.

Zuvor hatte der Bundesrat zwischen Juni und September 2019 eine Vernehmlassung
durchgeführt, an der sich 73 Organisationen beteiligt hatten. 52 Teilnehmende
begrüssten die Einführung von ÜL für Arbeitslose, darunter 19 Kantone (AG, AR, BE, BS,
FR, GE, GL, GR, JU, LU, NE, OW, SH, SO, TI, UR, VD, VS, ZH), die SP, die CVP und die EVP.
Auch die FDP sprach sich für die Massnahme aus, jedoch nur für Personen, denen der
Wiedereinstieg in die Arbeitswelt definitiv nicht gelingt. Auch der SGB, TravailSuisse
und KV Schweiz befürworteten die Vorlage, genauso wie unter anderem die
Organisationen Avenir50plus, AVIVO, Agile, EKF und Procap, die sich jedoch eine tiefere
Altersgrenze für ÜL wünschten. Auf Ablehnung stiess die Massnahme bei sechs
Kantonen (AI, BL, NW, SZ, TG, ZG), die vor allem die Gefahr von Fehlanreizen, offene
Durchführungs- und Koordinationsfragen, die Schaffung einer Konkurrenz zum
erleichterten Zugang für ausgesteuerte Personen über 60 Jahren zu Bildungs- und
Beschäftigungsmassnahmen sowie die Unterstützung einer kleinen Bevölkerungsgruppe
mit Steuergeldern kritisierten. Auch die GLP, die BDP und die SVP sowie der SVV, der
SBV, Swissmem, GastroSuisse und Centre Patronal sprachen sich gegen die Regelung
aus. Die GLP sah darin faktisch eine Frühpensionierung, die BDP kritisierte sie als reine
Symptombekämpfung und für die SVP würde die Massnahme das Problem noch
verschärfen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.10.2019
ANJA HEIDELBERGER
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In der Wintersession 2019 setzte sich der Ständerat mit den Überbrückungsleistungen
(ÜL) für ältere Arbeitslose auseinander. Josef Dittli (fdp, UR) präsentierte die Vorlage
und erläuterte die Position der Kommissionsmehrheit, die auf Eintreten plädierte. Er
erklärte, Überbrückungsleistungen sollten wie die Ergänzungsleistungen der Differenz
zwischen den anerkannten Ausgaben und den anrechenbaren Einnahmen entsprechen
– jedoch mit kleineren Änderungen. Die Kosten schätzte er bei jährlich etwa 4'400
Personen auf CHF 230 Mio. ab dem Jahr 2030, wenn sich die Zahlen eingependelt
hätten. Hinzu kämen die Kosten für die Förderung der Wiedereingliederung älterer
einheimischer Arbeitskräfte in der Höhe von CHF 210 Mio. für die drei Jahre, die die
entsprechenden Massnahmen dauern sollten. 
Alex Kuprecht (svp, SZ) kritisierte als Sprecher der Kommissionsminderheit, welche
Nichteintreten auf die Vorlage empfahl, eine ganze Reihe an Aspekten der neuen
Überbrückungsleistungen. Einerseits sei die Höhe von maximal CHF 4'862 im Monat für
Alleinstehende und maximal CHF 7'294 im Monat für Ehepaare sowie die zahlreichen
von der ÜL übernommenen Kosten zu hoch. Dann stellte er die Schätzungen der
Verwaltung zur Anzahl Bezügerinnen und Bezüger in Frage; diese träfen nur bei
Vollbeschäftigung zu. Bei einer Rezession könnten hingegen gegen 10'000 Personen ein
Anrecht auf ÜL haben und die Kosten der Massnahme entsprechend stark steigen, wie
es auch im Kanton Waadt – dessen Modell unter anderem als Vorbild der Massnahme
dient – geschehen sei. Kosten in der Höhe von CHF 500 Mio. jährlich seien «nicht
unrealistisch», wodurch «drastische Sparmassnahmen oder Entlastungsprogramme,
wie wir sie alle kennen, [...] wohl unausweichlich sein [werden]». Die
Überbrückungsleistungen kämen weiter einer frühzeitigen Pensionierung für gewisse
Personen gleich, womit falsche Anreize gesetzt würden. Stattdessen sollten die
Arbeitslosen wieder in den Arbeitsprozess integriert werden. Als letzten Punkt
kritisierte er das eigentliche Ziel, das mit dieser Regelung verfolgt werde, nämlich den
Kampf gegen die Begrenzungsinitiative oder gar für das institutionelle
Rahmenabkommen. 
Nach einer längeren Debatte schritt die kleine Kammer zur Abstimmung und sprach
sich mit 31 zu 14 Stimmen (ohne Enthaltungen) für Eintreten aus. In der Detailberatung
änderte der Ständerat den bundesrätlichen Vorschlag an einigen, teilweise sehr
gewichtigen Stellen. So folgte er einem mehrere Aspekte umfassenden Konzeptantrag
Noser (fdp, ZH). Dieser störte sich daran, dass 62-Jährige besser fahren würden, wenn
sie arbeitslos würden und dann ÜL bezögen, als wenn sie sich mit 62 Jahren
frühpensionieren liessen. Er beantragte deshalb, den ÜL-Bezug nur bis zum Erreichen
des Frühpensionierungsalters zuzulassen. Kommissionssprecher Dittli kritisierte diesen
Vorschlag im Namen der Kommission, weil die Betroffenen dadurch ihr
Vorsorgevermögen anzapfen und allenfalls später EL beziehen müssten. Knapp sprach
sich der Ständerat aber mit 23 zu 21 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für den Antrag Noser
aus. 
In einem weiteren Konzeptantrag, dem zweiten Teil seines ersten Antrags, wie Ruedi
Noser erklärte, wollte Noser das Leistungsniveau zwischen ÜL und Frühpensionierung
angleichen und entsprechend den ausbezahlten Betrag von CHF 58'350
(Alleinstehende) respektive CHF 87'525 (Ehepaare) auf CHF 38'900 (Alleinstehende)
respektive CHF 58'350 (Ehepaare) reduzieren, gleichzeitig aber auch die die
Besteuerung der Leistungen aufheben. Obwohl sich zahlreiche Sprechende gegen diese
Änderung aussprachen und auf die «Logik» (Rechsteiner) hinter den Überlegungen des
Bundesrates hinwiesen, nahm der Ständerat auch diese Änderung mit 24 zu 19 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) an. 
Ansonsten brachte der Ständerat nur noch kleinere Änderung an der bundesrätlichen
Version an. Unter anderem schuf er eine jährliche Nachweispflicht für Bemühungen um
die Integration in den Arbeitsmarkt, eine Evaluationsbestimmung, gemäss der der
Bundesrat fünf Jahre nach Inkrafttreten dem Parlament Bericht über Umsetzung und
Wirksamkeit des Gesetzes erstatten muss, sowie eine auf drei Jahre begrenzte
Zusatzfinanzierung in der Höhe von jährlich CHF 69.5 Mio. zur Förderung der
Wiedereingliederung inländischer Arbeitskräfte. 
Mit 36 zu 7 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) respektive 38 zu 5 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
löste der Ständerat die Ausgabenbremse für die ÜL sowie die Zusatzfinanzierung für die
Wiedereingliederung gegen den Willen der SVP-Fraktion und stimmte der Vorlage mit
33 zu 11 Stimmen zu. Die Überbrückungsleistungen in dieser Form trafen nicht nur bei
den SVP-Mitgliedern, sondern auch bei mehreren CVP- und einem FDP-Mitglied auf
Widerstand. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Erwerbsersatzordnung (EO)

Diskussionslos gab der Nationalrat einer parlamentarische Initiative Allenspach (fdp,
ZH) Folge, welche verlangt dass das Bundesgesetz über die EO dahingehend geändert
wird, dass die Entschädigungen an jeden Dienstleistenden mindestens jenem Betrag
entsprechen, den er im Falle von Arbeitslosigkeit erhielte. Kommission und Plenum
anerkannten zwar, dass die Arbeiten der Verwaltung zur 6. EO-Revision bereits weit
fortgeschritten sind und in die von Allenspach anvisierte Richtung deuten, wollte sich
aber mit der Annahme der parlamentarischen Initiative die Möglichkeit offenhalten, bei
allfälligen Verzögerungen selber legislatorisch tätig werden zu können. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.1995
MARIANNE BENTELI

Berufliche Vorsorge

Der Bundesrat beschloss, dass ab 1.1.97 Arbeitslose während der Dauer ihres
Taggeldbezugs dem BVG unterstellt bleiben und somit minimal gegen Tod und
Invalidität versichert sind. Noch offen blieb aber, wie die Last auf die Arbeitslosen und
die Kasse aufgeteilt werden soll. 6

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 28.09.1996
MARIANNE BENTELI

Im Februar 2018 diskutierte die Presse in verstärktem Ausmass über die Frage der
Pensionskassen für Arbeitslose – ein Thema, das immer wieder einmal auf der
Bildfläche erscheint. Dabei wurde kritisiert, dass Versicherte bei Verlust ihres
Arbeitsplatzes ihr Pensionskassenvermögen auf ein Freizügigkeitskonto transferieren
müssten. Fänden sie bis zu ihrer Pensionierung keine Stelle mehr, hätten sie
anschliessend nicht mehr die Möglichkeit, eine Rente zu beziehen, sondern müssten ihr
gesamtes Kapital auf einmal beziehen. Zwar sei es von Gesetz wegen möglich, dass
Gekündigte bei ihrer Pensionskasse bleiben könnten, allerdings böten viele Kassen
diese Möglichkeit nicht an. Falls so ein Angebot bestehe, müssten die Gekündigten ihre
Beiträge auf den bisherigen Lohn sowie die Arbeitgeberanteile weiterhin bezahlen –
was gerade in Anbetracht ihrer Erwerbslosigkeit häufig nicht möglich sei. Zudem sei
dieses Angebot auf 2 Jahre beschränkt. Als Alternative präsentierten die Medien die
Auffangeinrichtung BVG, bei der man den obligatorischen Teil des Lohnes auch nach
einer Kündigung bis zur Pensionierung weiter versichern könne, allerdings ebenfalls
unter Bezahlung der eigenen Beiträge sowie der Arbeitgeberbeiträge. 

Dieses Problem beschäftigte auch die Politik schon länger. Bereits 2010 hatte Géraldine
Savary (sp, VD; Ip. 10.3336) den Bundesrat in einer Interpellation gebeten, eine
Möglichkeit aufzuzeigen, mit der arbeitslose Personen weiterhin bei einer
Pensionskasse verbleiben könnten. In Griffweite war die Lösung dieses Problems Ende
2016, als das Parlament im Rahmen der Altersvorsorge 2020 (BRG 14.088) die
Möglichkeit für Gekündigte schaffen wollte, ab 58 Jahren in der Pensionskasse
verbleiben zu dürfen, wobei es ihnen offen gestanden wäre, weiterhin Beiträge zu
bezahlen oder nicht. Nach der Ablehnung des Projekts in der Volksabstimmung brachte
schliesslich gemäss Tages-Anzeiger Nationalrätin Silvia Schenker (sp, BS) diesen damals
unumstrittenen Vorschlag im Rahmen der Reform der Ergänzungsleistungen (BRG
16.065), bei der auch die allgemeine Frage nach dem Kapitalbezug in der Pensionskasse
diskutiert wurde, wieder ein. In der Frühjahrssession 2018 diskutierte der Nationalrat
einen entsprechenden Vorschlag, den die Kommissionsmehrheit zuvor unterstützt
hatte, der jedoch von einer Minderheit Aeschi (svp, ZG) bekämpft wurde. Aeschi
kritisierte, dass keine Klarheit darüber herrsche, welche Kosten eine solche Regelung
verursachen würde. Er kritisierte, dass Personen, die keine Beiträge bezahlten, bei ihrer
Pensionierung «Anrecht auf die gleiche Rente [hätten] wie alle anderen Personen, die
weiter einzahlen», und befürchtete, dass die arbeitenden Personen deren Renten
mitfinanzieren müssten. Dem widersprach unter anderem Silvia Schenker, die erklärte,
dass sich die Rente auch für die Arbeitslosen aus dem bisherig angehäuften Kapital
berechnen lasse und folglich keine Lücke entstehe, welche die arbeitenden Personen
decken müssten. Mit 136 zu 51 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat
für die Änderung aus. Die ablehnenden Stimmen stammten von einer Mehrheit der SVP-
Fraktion. Kein Widerstand folgte in der Sommersession durch den Ständerat: Mit 10 zu 1
Stimmen hatte die SGK-SR die Bestimmung angenommen, stillschweigend folgte ihr
auch die kleine Kammer. Mit der Annahme der Revision in der Frühjahrssession 2019
segnete das Parlament schliesslich den Verbleib über 58-jähriger Arbeitsloser in ihren
Pensionskassen ab. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.02.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Private Vorsorge

Gegen den Willen einer rot-grünen Minderheit, welche argwöhnte, hier gehe es um ein
verkapptes Steuergeschenk an die Vermögenden, beschloss die sozialpolitische
Kommission des Nationalrates, einer parlamentarischen Initiative Nabholz (fdp, ZH)
Folge zu geben, welche beantragt, die steuerlich privilegierte Säule 3a sei auch für
Nichtberufstätige zu öffnen. Nabholz hatte dabei vor allem die Frauen im Visier, welche
zugunsten von Erziehungs- und Betreuungsarbeiten auf eine Erwerbstätigkeit
verzichten, aber auch Arbeitslose und Invalide. Eine analoge Empfehlung der
Rechtskommission des Ständerates wurde diskussionslos verabschiedet (96.3368). 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.1996
MARIANNE BENTELI

Mit 109 zu 60 Stimmen gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Nabholz
(fdp, ZH) Folge, welche eine Öffnung der Dritten Säule für bestimmte Kategorien
Nichterwerbstätiger verlangt. Konkret davon betroffen werden insbesondere
Hausfrauen sein, die ohne Entlöhnung Erziehungs- und Betreuungsaufgaben
wahrnehmen, sowie Arbeitslose und Invalide. Sie sollen inskünftig ebenfalls den
Steuerabzug für ihre in der individuellen Selbstvorsorge angelegten Mittel geltend
machen können. Eine linke Kommissionsminderheit monierte vergebens, hier handle es
sich in erster Linie um ein verkapptes Steuergeschenk an wohlhabende Kreise, da nur
sie über die dafür notwendigen zusätzlichen Mittel verfügten, währenddem Arbeitslose
und nichterwerbstätige Invalide nur in den seltensten Fällen ein Einkommen erzielten,
welches dieses Sparpotential erlaube. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.1997
MARIANNE BENTELI

Unfallversicherung

Seit Anfang des Berichtsjahres sind alle Arbeitslosen bei der SUVA gegen
Nichtbetriebsunfälle versichert; bisher erstreckte sich der Schutz lediglich auf jene
Arbeitslosen, die schon vorher versichert waren. Die Prämie - derzeit 3,1% - wird von
der Arbeitslosenentschädigung abgezogen. Eine Motion Brunner (sp, GE) im Ständerat
und eine analoge Motion Steinegger (fdp, UR) im Nationalrat (Mo. 96.3137), welche
beantragten, dass ein Teil dieser Prämie von der Arbeitslosenversicherung
übernommen werden soll, wurden auf Antrag des Bundesrates, der die Angelegenheit
noch vertieft prüfen möchte, nur als Postulat überwiesen. 10

MOTION
DATUM: 21.06.1996
MARIANNE BENTELI

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Angesichts der sprunghaft angestiegenen Arbeitslosigkeit beschloss der Bundesrat
Mitte Jahr, die Beiträge an die Arbeitslosenversicherung ab dem kommenden Jahr von
0,4 auf 1,5 Lohnprozente anzuheben. Die paritätisch zusammengesetzte ALV-
Aufsichtskommission hatte dem Bundesrat anfangs Mai eine Verdreifachung der
Prämien auf 1,2% vorgeschlagen und dabei in Kauf genommen, dass sich die ALV
teilweise über den Kapitalmarkt finanzieren müsste. Aus finanzrechtlichen
Überlegungen und um der Staatsverschuldung nicht weiter Vorschub zu leisten,
entschloss sich die Regierung — gegen den Willen der Arbeitgeber, aber mit Billigung
der Gewerkschaften — für den neuen Beitragssatz. Im November musste sie wegen dem
drohenden Milliardenloch im ALV-Ausgleichsfonds eine weitere Erhöhung auf zwei
Lohnprozente per 1. Januar 1993 ankündigen. Damit wurde das gesetzlich festgesetzte
Maximum der Beiträge der Sozialpartner ausgeschöpft. 11

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 14.11.1992
MARIANNE BENTELI

Da sich in unmittelbarer Zukunft eher noch eine Verschärfung der Arbeitsmarktlage
abzeichnet, gab der Bundesrat ausserdem einen Entwurf für einen dringlichen
Bundesbeschluss in die Vernehmlassung. Zur Diskussion stellte er dabei eine
Verlängerung der Bezugsberechtigung der Arbeitslosengelder von maximal 300 auf 400
Tage, eine Reduktion des Entschädigungssatzes von 80 auf 70% des vorherigen Lohnes,
wobei allerdings ein Ausnahmekatalog vorgesehen war, administrative Erleichterungen
(Wegfall der Kontrollpflicht bei Kurzarbeit) sowie Anreize für vorübergehende
Arbeitseinsätze (Erhöhung der Subventionssätze für Programme zur vorübergehenden
Beschäftigung von Arbeitslosen). Eine tiefgreifende Revision der ALV wollte der
Bundesrat hingegen auf den ordentlichen Gesetzgebungsweg verweisen. Als
Zeithorizont nannte er Mitte 1994. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.11.1992
MARIANNE BENTELI
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Das Ausmass der Arbeitslosigkeit und die damit verbundene Finanzierungslücke in der
Arbeitslosenversicherung veranlassten Bundesrat und Parlament, gewissermassen im
Eilzugstempo eine Minirevision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AVIG) zu
beschliessen. Der dringliche Bundesbeschluss, der in der Frühjahrssession nach
heftigen Diskussionen von beiden Räten verabschiedet wurde, führte zu einer Erhöhung
des Taggeldanspruchs von höchstens 300 auf maximal 400 Tage innerhalb von zwei
Jahren. Damit verbunden war bei Taggeldern über 130 Fr. eine Reduktion des Taggeldes
von 80 auf 70% des versicherten Verdienstes, es sei denn, der Versicherte beziehe
Kinderzulagen oder sei alleinerziehend. Entgegen dem Vorschlag des Bundesrates
verzichtete das Parlament hingegen auf eine weitere Degression nach dem 250. Tag.

Als eigentliche Neuerung wurde– gekoppelt an die Frage der Zumutbarkeit einer Arbeit
– der Begriff des Zwischenverdienstes eingeführt. Nach geltendem AVIG war bisher eine
Arbeit nur zumutbar, wenn sie dem Arbeitslosen einen Lohn einbrachte, der nicht
geringer war als die ihm zustehende Arbeitslosenentschädigung. Mit dem Instrument
des Zwischenverdienstes wurde ein Anreiz geschaffen, durch die Annahme einer
Aushilfsbeschäftigung die Dauer der Arbeitslosigkeit zu vermindern. Bei Erzielung eines
Zwischenverdienstes wird während sechs Monaten 80% des Verdienstausfalls
entschädigt. Durch diese Regelung sind die Einnahmen eines Versicherten, der einen
Zwischenverdienst annimmt, während eines halben Jahres höher als die normale
Arbeitslosenentschädigung. Ausserdem wird der Taggeldanspruch weniger rasch
ausgeschöpft, und es werden Beitragszeiten für eine spätere Arbeitslosigkeit erworben.
Unbestritten war die Erhöhung des Beitragssatzes der Bundessubventionen an die
Durchführung von Programmen zur vorübergehenden Beschäftigung Arbeitsloser von
50% auf 85% und in Ausnahmefällen sogar auf 100%. Zudem wurde der Anspruch der
Betriebe auf Kurzarbeitsentschädigung von 18 auf 21 Monate verlängert und dem
Bundesrat die Kompetenz erteilt, diesen bei andauernder, erheblicher Arbeitslosigkeit
auf zwei Jahre auszudehnen. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.1993
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat verabschiedete oppositionslos ein Postulat seiner Kommission für
Wirtschaft und Abgaben, welches den Bundesrat beauftragt, die Arbeitslosenstatistik
so rasch als möglich durch Angaben über die Zahl der Ausgesteuerten und der
Sozialhilfebezüger in Kantonen und Gemeinden sowie der Gesamtausgaben aller
öffentlichen und privaten Stellen als Folge der Arbeitslosigkeit zu ergänzen. 14

POSTULAT
DATUM: 16.12.1994
MARIANNE BENTELI

Bei der zweiten Lesung der Gesetzesrevision zollte der Ständerat den Vorarbeiten des
Nationalrates volle Anerkennung. Der Systemwechsel von passiver Versicherung zu
aktiver Wiedereingliederungs- und Erwerbsfähigkeit wurde ebenso begrüsst wie die
Neuregelung des Taggeldanspruchs, die Einführung regionaler
Arbeitsvermittlungszentren und die Neuordnung der Finanzierung. Von links bis rechts
waren sich die Standesvertreter aber einig, dass sich das Weiterbildungs- und
Beschäftigungsprogramm für Arbeitslose in dem vom Nationalrat beschlossenen
Umfang nicht realisieren lasse. Der Aufbau einer Parallelwirtschaft mit über 60'000
Arbeitsplätzen, an denen die reale Wirtschaft offenbar kein Interesse habe, sei den
Kantonen nicht zuzumuten, ebenso wenig wie die Auflage, sich bei ungenügendem
Angebot an der Finanzierung der deswegen notwendig werdenden ALV-
Mehraufwendungen zu beteiligen.

Der Rat reduzierte deshalb das arbeitsmarktliche Pflichtangebot auf junge Arbeitslose
bis zum 25. Altersjahr, womit sich die den Kantonen abverlangten Stellen auf knapp
15'000 Plätze verringerten. Bei den A-fonds-perdu-Beiträgen entliess er die Kantone
angesichts ihrer anderweitigen Belastung wieder aus der Pflicht, gleich wie der Bund
5% ans jährliche Defizit zu leisten. Die Ständevertreter verschärften hingegen die
Arbeitsannahmepflicht, indem nach vier Monaten Erwerbslosigkeit auch Arbeiten als
zumutbar gelten sollten, die auf die Fähigkeiten oder bisherigen Tätigkeiten des
Arbeitslosen nicht angemessen Rücksicht nehmen. Sie wollten die Karenzfrist von fünf
Tagen vor dem ersten Bezug von ALV-Leistungen zwar ebenfalls sozialverträglich
gestalten, bezeichneten aber keinen fixen Grenzbetrag, unterhalb dessen die Wartefrist
nicht gilt, sondern wollten es dem Bundesrat überlassen, die Härtefälle zu
bezeichnen. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.02.1995
MARIANNE BENTELI
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Dies genügte nun der Kommission des Nationalrates wiederum nicht, weshalb sie
erneut den Dialog mit den Sozialpartnern suchte, diesmal aber auch die Kantone und
die Kommission des Ständerates als Gesprächspartner mit einbezog. Aus diesen
Verhandlungen entstanden neue Vorschläge - in Anlehnung an den Tagungsort
"Solothurner Kompromiss" genannt -, welche einen austarierten Mittelweg zwischen
den ersten Entscheiden des Nationalrates und den Korrekturen des Ständerates
darstellten.

Festgehalten wurde im Nationalrat an der möglichst raschen Wiedereingliederung in
den Arbeitsprozess. Jeder Arbeitslose soll inskünftig gehalten sein, in einem
arbeitsmarktlichen Programm tätig zu werden. Je nach Alter besteht ein
unterschiedlicher Anspruch auf "freie" Taggelder: Erwerbslose unter 50 Jahren
erhalten höchstens 150 ordentliche Taggelder, den Rest müssen sie mit dem Besuch
von Beschäftigungsprogrammen, Kursen usw. "verdienen". Zwischen 50 und 60 Jahren
werden 250 Taggelder ohne Vorbedingungen ausbezahlt, über 60-jährige erhalten 400
Taggelder. Anders als im bisher geltenden Gesetz, wo durch die Teilnahme an
Beschäftigungsprogrammen und Weiterbildungsmassnahmen die Bezugsdauer von
Taggeldern ständig neu ausgelöst werden konnte, wurde diese nun definitiv auf zwei
Jahre beschränkt.

Um nicht nur die Jugendlichen in den Genuss von arbeitsmarktlichen Massnahmen
kommen zu lassen, wurde das Pflichtangebot der Kantone zur Bereitstellung von
Beschäftigungs- und Weiterbildungsprogrammen wieder auf 25'000 Plätze erhöht,
wobei Kantone, welche die vom Bundesrat festgesetzte Quote, die im Verhältnis zur
Arbeitslosen- und Einwohnerzahl definierte werden sollte, nicht erfüllen, 40% der
Taggelder jener Arbeitslosen übernehmen müssen, die in keinem Programm
untergebracht werden können. Der Ständerat hatte hier nur 20% vorgesehen. Als
Gegenleistung an die Kantone wurde auf deren A-fonds-perdu-Beiträge an den ALV-
Fonds verzichtet. Diese sollten im Rahmen von 5% nur noch vom Bund geleistet
werden. Hingegen wurden die Kantone nicht von der Verpflichtung enthoben, dem ALV-
Fonds Darlehen mit einem gegenüber dem freien Markt niedrigeren Zinssatz zur
Verfügung zu stellen. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.04.1995
MARIANNE BENTELI

Dank der im Vorjahr vom Parlament im Rahmen der dringlichen Entlastungen im
Voranschlag 1995 beschlossenen Erhöhung des Beitragssatzes für die Lohnsummen bis
97'200 Fr. von 2% auf 3% und aufgrund tieferer Arbeitslosenzahlen schrieb die ALV
erstmals seit fünf Jahren wieder schwarze Zahlen und schloss mit einem Überschuss
von rund einer Viertelmilliarde Franken ab. Zusammen mit dem ab 1996 erhobenen
Solidaritätsbeitrag von einem Prozent auf den Einkommen zwischen 97'200 und
243'000 Fr. dürfte damit Ende 1998 wie vorgesehen der aufgelaufene Fehlbetrag
abgetragen sein. Mit der Neuausrichtung der ALV - insbesondere mit dem Wechsel von
passivem Taggeldbezug zu aktiver Arbeitsmarktpolitik - wird sich aber eine
Neuverschuldung ergeben, die nicht abgesichert ist. Gemäss BIGA-Direktor Nordmann
befasst sich deshalb eine Arbeitsgruppe mit neuen Möglichkeiten der ALV-
Finanzierung. Die Arbeiten müssten mit den Neuberechnungen aller Sozialwerke im EDI
koordiniert werden, namentlich mit Rücksicht auf einen mehrheitstauglichen
Einnahmenmix aus Lohnabzügen und Steuererhöhungen. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.12.1995
MARIANNE BENTELI

In den Kantonen stand das Berichtsjahr im Zeichen des Aufbaus der Regionalen
Arbeitsvermittlungszentren (RAV). Im Laufe des Jahres öffneten gesamtschweizerisch
rund 150 RAV mit insgesamt 2500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ihre Tore. Die
Kosten für die RAV beliefen sich auf rund 300 Mio. Fr. Das Ziel der RAV ist es, die
Arbeitslosen möglichst rasch wieder in den Arbeitsmarkt einzugliedern und die
Transparenz auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen. Um diese Zielsetzungen zu erreichen,
stehen die RAV in engem Kontakt mit den Arbeitgebern und den privaten
Arbeitsvermittlern in ihrer Region. 18

KANTONALE POLITIK
DATUM: 25.03.1997
MARIANNE BENTELI
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Der Bundesrat machte von seiner Kompetenz Gebrauch, bei anhaltender erheblicher
Arbeitslosigkeit die Bezugsdauer der Kurzarbeitsentschädigung zu verlängern. Die
Höchstdauer wurde mit Wirkung ab 1. August von 12 auf 18 Monate erhöht. Mit der
Verlängerung sollen Unternehmen in schwieriger Situation, aber mit strukturell solider
Basis, von raschen Entlassungen abgehalten werden. 19

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.06.1997
MARIANNE BENTELI

Im Auftrag des BWA führte der Kanton Solothurn ein Pilotprojekt ein, welches abklären
soll, ob mit einer anderen Strukturierung der RAV deren Output verbessert werden
kann. Das Zauberwort dazu heisst Kundensegmentierung. Entscheidende Neuerung ist,
dass jeder Stellensuchende künftig zuerst in einem zentralen RAV-Chek-in vorsprechen
muss, wo mit ihm zusammen eine Standortbestimmung vorgenommen wird. Je nach
individueller Situation wird er darauf zur weiteren Betreuung den zentralen
Einrichtungen RAV Jobmanagement (leicht Vermittelbare), RAV Qualifizierung
(Weiterbildungswillige), RAV Integration (gewisse berufliche Defizite), RAV Soziales
(gesundheitliche/soziale Probleme) oder RAV Workout (bei Verdacht auf Missbrauch
der Arbeitslosenkasse) zugewiesen. Mit dieser Differenzierung sollen sich die
Mitarbeiter auf ein weniger weites Spektrum konzentrieren und in einem Bereich
spezialisieren können. Davon erhofft man sich sowohl eine Senkung der Kosten als auch
eine Verbesserung der Leistungen. 20

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.04.1999
MARIANNE BENTELI

Wegen der nur zögerlichen Abnahme der Arbeitslosigkeit hatte die
Arbeitslosenversicherung (ALV) 2005 einen Verlust von CHF 1,9 Mrd. zu verbuchen. Die
Schulden waren dadurch auf CHF 3,8 Mrd. gestiegen. Bundesrat Deiss erwog deshalb
eine Erhöhung der Lohnprozente. Der Fonds müsse saniert werden, was nur über eine
Erhöhung der Lohnprozente oder mit einer Reduktion der Leistungen gehe. Das Mitte
2003 in Kraft getretene Gesetz sieht vor, dass bei konstant höherem Niveau der
Arbeitslosigkeit und der daraus resultierenden Verschuldung der Kasse die Lohnabzüge
um 0,5% anzuheben sind und der Solidaritätsbeitrag der höheren Einkommen wieder
einzuführen ist. Im Mai beauftragte der Bundesrat das EVD, dazu eine Vorlage zu
erarbeiten. Die bürgerlichen Bundesratsparteien verlangten darüber hinaus, dass auch
abgeklärt werde, wie sich eine weitere Kürzung der Taggelder und eine Verlängerung
der Beitragsdauer für den Bezug von Leistungen auswirken würden. Zudem wollten sie
wissen, welche Leistungen vergleichbare Länder ihren Arbeitslosen gewähren. SP und
Gewerkschaften machten klar, dass für sie nur eine Erhöhung der Lohnprozente in
Frage komme, die SVP signalisierte ebenso deutlich, dass sie auf der Leistungsseite
ansetzen will. Unterstützung fand sie dabei beim Arbeitgeberverband, der in erster
Linie bei den jungen Arbeitslosen sparen möchte. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.05.2006
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls erfolglos blieb eine Motion der GP, die den Bundesrat beauftragen wollte, das
Arbeitslosenversicherungsgesetz so schnell wie möglich insofern anzupassen, dass
wieder 520 Taggelder an alle Erwerbslosen ausbezahlt werden können. Argumentiert
wurde damit, dass es nicht sein könne, dass zunehmend die Gemeinden über die
Sozialhilfe für die Kosten der Arbeitslosigkeit aufkommen müssen. Der Bundesrat
entgegnete, dass eine Verlängerung der Bezugsdauer sich kaum positiv auf die
Wiedereingliederung von Stellensuchenden auswirken würde und beantragte daher die
Ablehnung der Motion. Dem folgte auch der Nationalrat und lehnte die Motion mit 131
zu 63 Stimmen ab. 22

MOTION
DATUM: 09.03.2009
LINDA ROHRER

Auf den Bereich der Ausbildung von Arbeitslosen zielten zwei Motionen ab. Einerseits
eine Motion Steiert (sp, FR), die den Bundesrat aufforderte, dem Parlament Vorschläge
für eine Stärkung der im Arbeitslosenversicherungsgesetz vorgesehenen Massnahmen
für Jugendliche ohne ausreichende Ausbildung zu unterbreiten und die finanziellen
Aufwendungen in diesem Bereich zu erhöhen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung
der Motion. Dem folgte auch der Nationalrat mit 126 zu 64 Stimmen. Andererseits eine
Motion (09.3634) Aubert (sp, VD), die forderte, dass arbeitslose Erwachsene über 25
Jahre, die keine Ausbildung auf der Sekundarstufe II absolviert haben, eine Ausbildung
machen können und gleichzeitig Taggelder erhalten. Damit wurde ein
Paradigmenwechsel im Sinne von „Erstausbildung vor beruflicher Eingliederung“
gefordert. Der Bundesrat wies in seiner Antwort auf bestehende Möglichkeiten hin und
kam zum Schluss, dass die gesetzlichen Voraussetzungen für diese Massnahme nicht zu
restriktiv seien. Er beantragte die Ablehnung der Motion. Dem folgte auch der

MOTION
DATUM: 09.03.2009
LINDA ROHRER
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Nationalrat und lehnte die Motion mit 123 zu 66 Stimmen ab. 23

Eine Motion Maire (sp, NE) forderte, dass Arbeitslose, welche nach längerer
Nichterwerbstätigkeit wieder in den Arbeitsmarkt einsteigen möchten, ausdrücklich die
Berechtigung erhalten, arbeitsmarktliche Bildungsmassnahmen der
Arbeitslosenversicherung in Anspruch zu nehmen und in dieser Zeit als nicht
vermittlungsfähig gelten. Die Massnahme sei geeignet, zur Bekämpfung des
Fachkräftemangels beizutragen, da sie auf die nichterwerbstätige Bevölkerung abziele.
Der Bundesrat lehnte den Vorstoss ab und wies auf formelle Mängel hin. Da die
arbeitsmarktlichen Massnahmen auf eine möglichst rasche und dauerhafte
Wiederbeschäftigung abzielen, wäre es zudem paradox, die Versicherten während ihrer
Teilnahme von der Vermittlungsfähigkeit zu befreien, hiess es weiter. Der Nationalrat
folgte dem in der Frühlingssession 2016 als Erstrat und lehnte die Motion mit 137 zu 52
Stimmen ab. 24

MOTION
DATUM: 07.03.2016
FLAVIA CARONI
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